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§ 1 Einleitung 

Das Bürgerliche Gesetzbuch regelt in seinem 2. Buch, dem »Recht der Schuld-
verhältnisse«, Rechtsbeziehungen zwischen Personen. Kraft des Schuldverhält-
nisses ist gem. § 241 BGB die eine Person, der Gläubiger, berechtigt, von der 
anderen, dem Schuldner, eine Leistung, also ein Tun oder Unterlassen (§ 241 
S. 2 BGB), zu fordern. Der Schuldner ist andererseits verpflichtet, diese Lei-
stung zu erbringen. Wenn das Gesetz von der Leistung spricht, so meint es zu-
nächst einmal den Gegenstand der im Mittelpunkt des Schuldverhältnisses ste-
henden, typusprägenden Hauptpflicht des Schuldners und des entsprechenden 
Anspruches des Gläubigers. Darüber hinaus bestehen in einem Schuldverhält-
nis eine Vielzahl weiterer Pflichten, ja die Sonderverbindung, durch die die 
Verpflichtung zur Hauptleistung entstanden ist, ist in der Lage, selbst neue 
Rechte und Pflichten zwischen den Parteien zu schaffen, entfaltet also ein ge-
wisses Eigenleben. Das Schuldverhältnis wird daher vielfach als Gefüge, Orga-
nismus oder Prozeß bezeichnet1, was die beschriebene Eigendynamik und die 
Vielgestaltigkeit der Rechte und Pflichten plastisch zum Ausdruck bringt. 

Zumeist gilt die Aufmerksamkeit - auch der gesetzlichen Regelungen - dem 
Gläubiger und dem Schuldner als den am Schuldverhältnis unmittelbar betei-
ligten Personen. In der heutigen arbeitsteiligen Wirtschaft ist es allerdings kei-
neswegs ungewöhnlich, daß auch Dritte in eine schuldrechtliche Leistungsbe-
ziehung involviert sind. Dies beginnt mit der Erkenntnis, daß Unternehmen, 
gleichgültig ob sie zu den dienstleistenden oder den produzierenden gehören, 
ihre Leistungen gegenüber den Kunden zumeist mit Hilfe abhängig Beschäftig-
ter (Arbeitnehmer) erbringen. Die Einbeziehung Dritter beschränkt sich aber 
keineswegs auf dieses Phänomen, bei dem sich die Beteiligung Dritter gleich-
sam noch in der internen Sphäre des Schuldners vollzieht. Vielmehr werden 
vielfach auch am Schuldverhältnis nicht unmittelbar beteiligte selbständige 
Unternehmen in die Leistungsbewirkung eingeschaltet. 

Das aus der schuld- und sachenrechtlichen Dogmatik vielleicht bekannteste 
Beispiel ist das sog. Streckengeschäft oder die abgekürzte Lieferung. Häufig 
sind die Verkäufer von Waren nicht gleichzeitig Produzenten, sondern lediglich 
Zwischenhändler, die die Ware ihrerseits vom Produzenten oder von sonstigen 

1 Lorenz, SchR I § 2 V; Medicus, SchR I, Rz 8; skeptisch gegenüber derartigen Charakteri-
sierungen Gernhuber, Das Schuldverhältnis, § 2 I 2-5. 
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Händlern (Lieferanten) beziehen. Der Warenvertrieb kann einmal dergestalt er-
folgen, daß die Ware von dem Lieferanten an den Zwischenhändler geliefert 
und anschließend von diesem weiterveräußert wird. Diese Variante wird insbe-
sondere dann gewählt werden, wenn der Verkauf an den Endkunden sich in 
einem Ladengeschäft vollziehen soll, in dem der Verkäufer einen gewissen Wa-
renbestand vorrätig hält. Denkbar ist aber auch, daß Verkäufer als Zwischen-
händler keine Ware vorhalten, sondern allenfalls über einzelne Exemplare ver-
fügen, die als Muster zur Ansicht für die Kunden dienen, und eine Bestellung 
bei ihrem Lieferanten erst vornehmen, wenn ein konkreter Kundenauftrag vor-
liegt. Selbstverständlich kann sich die Abwicklung auch hier so vollziehen, daß 
der Lieferant zunächst an den Zwischenhändler und dieser anschließend an den 
Kunden liefert. Da die Ware aber ohnehin nicht zum (vorübergehenden) Ver-
bleib beim Zwischenhändler bestimmt ist, weil sie ja bereits weiterverkauft ist 
und damit der Endabnehmer feststeht, wird häufig eine Direktlieferung des 
Lieferanten an den Abnehmer des Zwischenhändlers, also den Zweitkäufer die 
aus Zeit- und Kostengründen günstigere Alternative darstellen. Der Lieferant 
liefert in diesem Fall nicht an seinen Gläubiger, sondern auf dessen Veranlas-
sung an einen Dritten aus. Gleichzeitig muß sich der Zweitkäufer bei der Lei-
stungserbringung mit einer Person, die nicht sein Schuldner ist, auseinanderset-
zen. 

Eine durchaus vergleichbare Konstellation ergibt sich beim Leasing, insbe-
sondere in der Form des Finanzierungsleasing, hinsichtlich der Abwicklung 
des Vertrages zwischen dem Leasinggeber und dem Lieferanten des Leasingge-
genstandes. Durch den Leasing vertrag verpflichtet sich der Leasinggeber ge-
genüber dem Leasingnehmer, ihm den vereinbarten Gegenstand auf Zeit gegen 
Zahlung der Leasingraten zum Gebrauch zu überlassen. Von der h.M. wird der 
Leasingvertrag daher als (atypischer) Mietvertrag eingestuft2. Im Unterschied 
zur Wohn- oder Geschäftsraummiete ist es für das Finanzierungsleasing cha-
rakteristisch, daß der Leasinggeber über den zu leasenden Gegenstand noch gar 
nicht verfügt, ihn sich also von einem Dritten erst beschaffen muß. Schon von 
daher bietet es sich an, daß der Leasinggeber bereits bei Vertragsschluß mit 
dem Lieferanten vereinbart, daß der Gegenstand direkt an den Leasingnehmer 
ausgeliefert werden soll. Beim Finanzierungsleasing kommt ein weiterer Um-
stand hinzu. Anders als beim Weiterverkauf durch einen Zwischenhändler im 
Rahmen einer Absatzkette und ihrer Abwicklung im Wege des Streckenge-
schäfts werden beim Finanzierungsleasing die Kontakte zu dem Lieferanten 
des Gegenstandes von dem Leasingnehmer hergestellt. Dieser handelt auch re-

2 BGH, NJW 1990, 1113 = BGHZ 109, 368, 370; BGHZ 71, 189, 193f.; 97, 135, 139; Er-
raan/Jendrek, Anh. §536 Rz 15; MiinchKomm/ Habersack, Anh. Leasing Rz21; Palandt/ 
Putzo, Vor § 535 Rz 28; Soergel /Kummer, Vor § 535 Rz91; Staudinger/Emmerich11, Vor 
§ 535 Rz 85. 
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gelmäßig die näheren Konditionen mit dem Lieferanten aus, während sich die 
Funktion des Leasinggebers zumindest wirtschaftlich in der Finanzierung des 
Geschäfts erschöpft3. Aus diesem Grunde dürfte hier besonders häufig eine Di-
rektlieferung des Leasinggegenstandes im Interesse der Beteiligten liegen. Im 
Verhältnis zwischen Leasinggeber und Lieferanten ergibt sich dieselbe Lage 
wie im Verhältnis von Zwischenhändler und Lieferanten beim Streckenge-
schäft: Der Lieferant händigt die Kaufsache auf Veranlassung seines Käufers 
an einen Dritten aus. Im Unterschied zum Streckengeschäft besteht zwischen 
Leasinggeber und Leasingnehmer kein Kaufvertrag, also keine Pflicht zur Ver-
schaffung des Eigentums, sondern lediglich eine Pflicht zur Gebrauchsüberlas-
sung auf Zeit. 

Denkbar sind auch Gestaltungen der Drittbeteiligung, bei denen in beiden 
Vertragsverhältnissen ein Mietvertrag vorliegt. So hatte der BGH4 einen Fall zu 
entscheiden, in dem eine Fluggesellschaft auf der Basis einer Zusammenarbeit 
mit einem Mietwagenunternehmen ihren Kunden die Anmietung von Fahrzeu-
gen zu einem Vorzugspreis anbot. Die Fluggesellschaft verpflichtete sich ge-
genüber dem Mietwagenunternehmen zum Abschluß einer Mindestanzahl von 
Mietverträgen und erhielt hierfür Sonderkonditionen, die sie an ihre Kunden 
weitergab. Die Kunden sollten die gemieteten Fahrzeuge direkt in den Ge-
schäftsstellen des Mietwagenunternehmens abholen können. Formal sollte al-
lerdings im Verhältnis zum Kunden die Fluggesellschaft Vermieterin sein, wäh-
rend sie im Verhältnis zum Mietwagenunternehmen als Mieterin auftrat. Der 
BGH, der sich in diesem Fall mit der Frage zu befassen hatte, ob die Sonder-
konditionen eine unzulässige Rabattgewährung darstellten, hat die von den Par-
teien gewählte Konstruktion einer Zwischenschaltung der Fluggesellschaft als 
Vermieterin im Verhältnis zu den Kunden verworfen. Er hat vielmehr einen 
Mietvertrag zwischen dem Mietwagenunternehmen und dem Kunden ange-
nommen, weswegen die Gewährung von Sonderkonditionen, die von den son-
stigen Mietwagenpreisen abwichen, sich als unzulässige Rabattgewährung dar-
stelle5. Wie auch immer man zu der Entscheidung in dem konkreten Fall stehen 
mag, wird an dem Sachverhalt deutlich, daß zwei Mietverträge dergestalt mit-
einander verknüpft sein können, daß ein Vermieter seine Verpflichtung da-
durch erfüllen kann, daß er den geschuldeten Gegenstand von einem Dritten 
anmietet und diesen anweist, den Gegenstand unmittelbar seinem Mieter zu 
überlassen. 

Schließlich sei hier der Bereich des Pauschalreiserechts genannt. Die Reise-
veranstalter, die sich durch den Reisevertrag zu einer Gesamtheit von Reiselei-

3 Zu diesem leasingtypischen Beschaffungsvorgang vgl. vorerst Martinek, Moderne Ver-
tragstypen I, § 6 I; MünchKommIHabersack, Leasing Rz 1, 39; Soergel /Kummer, Vor § 535 
Rz 78. 

4 BGH 30.3.1995, NJW 1995, 2925. 
5 Zu der rechtlichen Beurteilung näher unten § 3 III 3 b. 
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stungen verpflichten, erbringen diese allenfalls zu einem geringen Teil selbst. 
Überwiegend schließen sie vielmehr Verträge mit anderen Unternehmen ab, die 
sodann die einzelnen Reiseleistungen (Beförderung, Unterbringung, Verpfle-
gung) gegenüber den Reisenden bewirken. Bei einer Flugreise erfolgt bei-
spielsweise die Beförderung durch eine Charterfluggesellschaft, die sich ge-
genüber dem Reiseveranstalter zur Bereitstellung eines bestimmten Kontingen-
tes an Flugplätzen verpflichtet hat6. Die Überlassung der Quartiere erfolgt 
durch selbständige Hoteliers, die wiederum ihrerseits mit dem Reiseveranstal-
ter Mietverträge über eine bestimmte Anzahl von Zimmern abschließen. Die 
Unternehmen, die die einzelnen Reiseleistungen erbringen, werden Leistungs-
träger genannt. Auch hier werden folglich zwei Vertragsverhältnisse dergestalt 
miteinander verknüpft, daß der Gläubiger des einen Vertragsverhältnisses seinen 
Schuldner anweist, die vereinbarte Leistung gegenüber einem Dritten zu erbrin-
gen, dem der Gläubiger seinerseits zu einer solchen Leistung verpflichtet ist. 

Sämtlichen aufgeführten Beispielen ist gemeinsam, daß die beiden beteilig-
ten Rechtsverhältnisse nicht unverbunden nebeneinander stehen, sondern funk-
tional miteinander verknüpft werden. Es entsteht ein Dreiecksverhältnis. Die 
Verknüpfung erfolgt durch die Person, die an beiden Rechtsverhältnissen betei-
ligt ist, nämlich einmal als Schuldner, einmal als Gläubiger. Man kann sie vor-
läufig »Mittelsperson«7 nennen und wir wollen ihr zur besseren Kennzeich-
nung den Buchstaben A zuordnen. Diese Mittelsperson benutzt ihre Gläubiger-
stellung in dem einen Rechtsverhältnis dazu, ihre Schuldnerpflichten aus dem 
anderen Rechtsverhältnis zu erfüllen, indem sie ihren Schuldner (wir wollen 
ihn mit B bezeichnen) dazu veranlaßt, an ihren Gläubiger (wir wollen ihn mit C 
bezeichnen) eine Zuwendung zu machen, ihm also ein Recht oder einen sonsti-
gen Vermögensvorteil zu verschaffen. Den Rechtsgrund, die causa, erhält diese 
Zuwendung zumeist8 nicht aus dem Verhältnis zwischen dem Zuwendenden 
(B) und dem Zuwendungsempfänger (C), sondern jeweils aus deren Verhältnis 
zur Mittelsperson (A). Nur in diesen Verhältnissen liegt jeweils eine Leistung 
vor. Die Zuwendung des B an C stellt gleichzeitig eine Leistung des B an A 
und des A an C dar. 

6 An dieser Stelle sei zunächst nur auf die Problematik der Entscheidung BGHZ 93, 271 
verwiesen. 

7 Vgl. Hadding, Der Bereicherungsausgleich beim Vertrag zu Rechten Dritter, S. 7. 
8 Beim berechtigenden Vertrag zugunsten Dritter gem. § 328 Abs. 1 BGB hat der Dritte C 

als Zuwendungsempfänger einen eigenen Anspruch auf die Leistung gegenüber dem Verspre-
chenden B. Allerdings besteht auch hier ein Dreiecksverhältnis, weil der Dritte diesen An-
spruch aufgrund des Vertrages zwischen dem Versprechensempfänger A und dem Verspre-
chenden B erwirbt und der Versprechensempfänger dem Dritten vielfach zu einer solchen Lei-
stung verpflichtet sein wird oder zumindest durch die Zuwendung eine Verpflichtung begrün-
den will. 
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Die genannten Beispiele zeichnen sich noch durch eine andere Gemeinsamkeit 
aus. Sowohl im Verhältnis A-B als auch im Verhältnis A-C liegt ein Aus-
tauschvertrag vor. Im Verhältnis zu C verpflichtet sich A zu einer bestimmten 
Sachleistung, erhält hierfür von C aber auch eine Gegenleistung, typischer-
weise in Form von Geld. Im Beispiel des Streckengeschäfts schließt der Zwi-
schenhändler mit dem Endabnehmer (Zweitkäufer) einen Kaufvertrag, in dem 
sich der Zwischenhändler A gem. § 433 Abs. 1 S. 1 BGB zur Übergabe und Ei-
gentumsverschaffung, der Zweitkäufer C gem. § 433 Abs. 2 BGB zur Zahlung 
des Kaufpreises verpflichtet. Um diese Sachleistung gegenüber C zu erbringen, 
bedient sich A des Lieferanten B. B verpflichtet sich gegenüber A ebenfalls zur 
Eigentumsverschaffung und Übergabe dergestalt, daß die Auslieferung der 
Ware an den von A bestimmten Abnehmer C erfolgen soll. A verpflichtet sich 
im Gegenzug zur Zahlung des Kaufpreises an B. Beim Weiterverkauf im Wege 
des Streckengeschäfts handelt es sich in beiden Rechtsverhältnissen um densel-
ben Vertragstypus, nämlich einen Kaufvertrag. An den übrigen Beispielen wird 
jedoch deutlich, daß dies nicht notwendigerweise der Fall sein muß. So liegt 
beispielsweise im Falle des Finanzierungsleasing zwischen dem Leasinggeber 
A und dem Lieferanten B ein Kaufvertrag, im Verhältnis zwischen dem Lea-
singgeber A und dem Leasingnehmer C hingegen ein Gebrauchsüberlassungs-
vertrag vor. Gleichgültig um welchen Vertragstypus es sich jeweils handelt, 
stets stellt sich die Frage nach den Auswirkungen der Drittbeteiligung bei die-
sen Austauschverträgen. 

Die geschilderten Dreiecksverhältnisse haben in der Vergangenheit die 
rechtswissenschaftliche Literatur vor allem unter bereicherungsrechtlichen 
Aspekten beschäftigt. Die Veröffentlichungen hierzu sind Legion9, die Dogma-

9 Nur stellvertretend genannt seien Canaris, FS Larenz, S. 799; Hadding, Der Bereiche-
rungsausgleich beim Vertrag zu Rechten Dritter; Hassold, Leistung im Dreipersonenverhält-
nis; Reuter / Martinek, Ungerechtfertigte Bereicherung, S. 387ff., jeweils m.w.N. 
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tik des Bereicherangsrechts ist durch sie so komplex geworden, daß es mitunter 
schwerfällt, im Einzelfall die sachgerechte und dogmatisch zutreffende Lösung 
zu finden10. Mit dem Streit über das Subsidiaritätsdogma und die Lehre vom 
Empfängerhorizont11, der sich an den berühmten Entscheidungen des BGH im 
»Idealheimfall«12 sowie im »Elektrogerätefall«13 entzündete, seien nur die 
wichtigsten Stichwörter einer schier unüberschaubaren wissenschaftlichen Dis-
kusssion bezeichnet. 

Probleme stellen sich bei den Dreiecksverhältnissen aber nicht nur in bezug 
auf die Rückabwicklung bei Nichtigkeit der zugrunde liegenden Kausalverhält-
nisse, sondern ebenso in bezug auf die Erfüllung der beiderseitigen Pflichten 
im fehlerfreien Schuldverhältnis und die Behandlung etwa auftretender Lei-
stungsstörungen. Welche Leistungshandlungen muß B gegenüber C vorneh-
men, um seine im Verhältnis zu A bestehende Schuld zu erfüllen? Kann C von 
B auch eine andere Leistung anstelle der geschuldeten annehmen? Was ist, 
wenn C sich weigert, die von B angebotene Leistung entgegenzunehmen? 
Gerät dadurch auch A im Verhältnis zu B in Annahmeverzug? Welche Folgen 
treten im Verhältnis A-C ein, wenn B seiner Verpflichtung nicht nachkommen 
kann? Bleibt A dem C hier zur Primärleistung oder wenigstens zum Schadens-
ersatz verpflichtet und wenn ja, unter welchen Voraussetzungen? Wie verhält 
es sich, wenn die Leistung des B durch ein Verhalten des C endgültig vereitelt 
wird? Wirkt sich dies auch auf die Rechte und Pflichten des A im Verhältnis zu 
B aus? Schließlich, wer ist berechtigt, bei einer Verzögerung der Leistung den 
B durch eine Mahnung zur Leistung aufzufordern? Ist ausschließlich A hierzu 
berechtigt oder steht auch C als Adressat der Zuwendung des B eine solche Be-
fugnis zu? Diese Fragestellungen mögen illustrieren, welche Detailprobleme 
sich aus der Drittbeteiligung bei Austauschverträgen ergeben können. 

Diese Probleme zu lösen hat vor mittlerweile einhundert Jahren, also nach 
Verabschiedung, aber vor Inkrafttreten des BGB, als erster Hellwig in seiner 
Monographie über »Verträge auf Leistung an Dritte«14 unternommen. Dieses 
Werk, dessen Einfluß auf die wissenschaftliche Diskussion bis in die Gegen-
wart reicht, behandelte umfassend sowohl die Gestaltungen, in denen der 
»Dritte«, bezogen auf unsere Ausgangsfälle also C, lediglich Empfänger der im 
Verhältnis A-B geschuldeten Leistung ist, als auch diejenigen, bei denen der 
Dritte (C) aufgrund des zwischen A und B abgeschlossenen Vertrages einen ei-
genen Anspruch gegen B auf die Leistung erwirbt, also die Fälle des sog. be-
rechtigenden Vertrags zugunsten Dritter gem. § 328 Abs. 1 BGB. Vergleichba-

10 Drastisch Wesel, NJW 1994, 2594, 2595. 
11 Zu beidem vgl. etwa die vorzügliche Darstellung bei Larenz/Canaris, SchR I I /2 , § 70 

II 2, 3. 
12 BGHZ 36, 30. 
13 BGHZ 40, 272. 
14 Hellwig, Verträge auf Leistung an Dritte, Leipzig 1899. 
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res ist danach bis heute nicht mehr versucht worden. Soweit in der Folgezeit die 
Probleme von Leistungsstörungen im Leistungsdreieck monographisch behan-
delt wurden, galt die Aufmerksamkeit nahezu ausschließlich dem berechtigen-
den Vertrag zugunsten Dritter15. Die Auswirkungen der Drittbeteiligung bei 
denjenigen Gestaltungen, bei denen der Schuldner B nur gegenüber seinem 
Vertragspartner, also der Mittelsperson A, berechtigt oder verpflichtet ist, an 
dessen Gläubiger C zu leisten, dagegen dem »Dritten« C kein Anspruch auf die 
Leistung gegenüber B zusteht, wurden dagegen vorwiegend im Zusammen-
hang mit den einzelnen Themenbereichen des allgemeinen und besonderen 
Schuldrechts erörtert. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es als ein ebenso dogmatisch interessantes 
wie im Hinblick auf die geschilderte praktische Relevanz der Gestaltungen loh-
nendes Unterfangen, am Ende dieses Jahrhunderts den von Hellwig gewählten 
Untersuchungsgegenstand erneut aufzugreifen und auf der Grundlage des aktu-
ellen Stands wissenschaftlicher Erkenntnis eine Bestandsaufnahme der in den 
Fällen des Leistungsdreiecks auftretenden Probleme unter Einbeziehung sämtli-
cher Formen der Drittbeteiligung bei Austauschverträgen zu versuchen. Die 
vorliegende Arbeit hat sich daher zum Ziel gesetzt, in einer Gesamtdarstellung 
zu untersuchen, wie sich die Verknüpfung zweier Austauschverträge und die 
hieraus resultierende Drittbeteiligung auf die Anwendung der allgemeinen 
schuldrechtlichen Regeln innerhalb des jeweiligen Vertragsverhältnisses aus-
wirken. Dabei sollen die geschilderten Fallbeispiele immer wieder dazu dienen, 
an geeigneten Stellen die Tragweite der abstrakten Aussagen anhand ihrer An-
wendung auf konkrete Vertragsverhältnisse zu verdeutlichen und zu überprüfen. 

Hierfür sollen zunächst in einem 1. Teil die rechtlichen Beziehungen zwi-
schen den an dem Leistungsvollzug Beteiligten in die bestehenden gesetzlichen 
Regelungen eingeordnet werden. Ausgehend von der Erkenntnis, daß Drei-
ecksverhältnisse im BGB im Zusammenhang mit der Anweisung und dem Ver-
trag zugunsten Dritter beschrieben werden, sollen diese beiden Gestaltungen 
näher untersucht und Gemeinsamkeiten und Unterschiede herausgearbeitet 
werden. Anschließend sind die beiden am Leistungsdreieck beteiligten Ver-
tragsverhältnisse nach ihrem Inhalt näher zu systematisieren. Der Akzent der 
»Drittbeteiligung« verschiebt sich nämlich je nachdem, ob man das Verhältnis 
zwischen der Mittelsperson A und dem Zuwendenden B (Deckungsverhältnis) 

15 Genannt seien vor allem (in chronologischer Reihenfolge): Cohen-Martens, Die Stel-
lung des Dritten bei nichtordnungsmässiger Erfüllung eines gegenseitigen Vertrages zu seinen 
Gunsten, 1925; Heinr. Lange, Die Auswirkungen von Leistungsstörungen beim echten Vertra-
ge zugunsten Dritter im Rechtsbereich des Dritten, NJW 1965, 657; Ruppert, Die Rechtsstel-
lung des Dritten bei Leistungsstörungen im Bereiche des § 328 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches, 1965 (eine von Heinr. Lange betreute und von seinen Gedanken maßgeblich beeinflußte 
Würzburger Dissertation); Papanikolaou, Schlechterfüllung beim Vertrag zugunsten Dritter, 
Berlin 1977; Schmalzbauer, Die Drittwirkung verpflichtender Verträge, 1982; Bayer, Der Ver-
trag zugunsten Dritter (S. 333ff.), 1995. 
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oder dasjenige der Mittelsperson A zum Zuwendungsempfänger C (ValutaVer-
hältnis) betrachtet. Im Deckungsverhältnis geht es um Leistung an Dritte, im 
Valutaverhältnis um Leistung durch Dritte. Sodann ist darauf einzugehen, an 
welchen Stellen das Gesetz sich mit der Beteiligung Dritter am Schuldverhält-
nis befaßt und wie deren Rolle beim Leistungsaustausch einzustufen ist. Zum 
Schluß des 1. Teils soll festgestellt werden, um welche dieser möglichen For-
men der Drittbeteiligung es sich bei den durch die Anweisung und den Vertrag 
zugunsten Dritter geschaffenen Dreiecksverhältnissen handelt. 

Im 2. Teil sollen die Auswirkungen der Drittbeteiligung auf Voraussetzun-
gen und Rechtsfolgen von Erfüllung und Leistungsstörungen in den jeweiligen 
Vertragsverhältnissen für diejenigen Dreieckskonstellationen untersucht wer-
den, bei denen der Gläubiger des Valutaverhältnisses (C) keinen eigenen Lei-
stungsanspruch gegenüber dem Schuldner des Deckungsverhältnisses (B) hat. 
Gegenstand sind also die Fälle der Anweisung bzw. des ermächtigenden Ver-
trags zugunsten Dritter. Hierfür müssen jeweils zunächst Inhalt und Strukturen 
der Regelungen des allgemeinen Schuldrechts für das Zweipersonenverhältnis 
dargelegt werden. Sodann werden die Fragen behandelt, die sich aus der Ver-
knüpfung der beiden Vertragsverhältnisse ergeben. Gegenstand des abschlie-
ßenden dritten Teils sind die Besonderheiten, die sich beim berechtigenden 
Vertrag zugunsten Dritter aus der Tatsache ergeben, daß dem Dritten ein eige-
ner Anspruch gegenüber dem Versprechenden auf die Leistung zusteht. Dabei 
ist insbesondere zu untersuchen, welche Rechte und Pflichten mit dieser An-
spruchsinhaberschaft verbunden sind und wie sich diese auf die Rechtsstellung 
der Vertragschließenden auswirkt. Schließlich sind die Konsequenzen der be-
sonderen Rechtsstellung des Dritten für die Behandlung der Leistungsstörun-
gen darzustellen. 
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